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Berlin, 6. Mai. 
4. tung des Hauſes der Abgeordneten. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find gefüllt. Am Miniſtertiſch Febr. 
v. d. Heydt, ſpäter v. Selchow, Graf zu Eulenburg und Graf b. Bismarck. 

Präſident d. Forckenbeck legt eine von den Deutſchen in Paris (von 
L. Bamberger u. A.) unterzeichnete Adreſſe, die Luxemburger Frage betreffend, 
auf das Büreau des Hauſes nieder. i 

Vor dem Eintritt in die Tagesordnung erhält das Wort der Flnanzminiſter 


v. d. Heydt: 
Es iſt dem hohen Haufe bekannt, daß in dem Geſetze vom 28. September 
v. J., betreffend die Beſchaffung der durch den vorjährigen Krieg hervorge⸗ 
rufenen Koſten der Militär⸗ und Marine⸗Berwaltung, in dem letzten Para⸗ 
we beitimmt war, daß dem Landtage bei feiner nächſten Zuſammenkunft 
echenſchaft abzulegen und daß, inſoweit die Ausführung nicht erfolgt, dann 
über die Fortdauer des Credites eine weitere geſetzliche Anordnung vorbehalten 
bleibe. Nach der damaligen Discuſſion war unter der näckſten Zus 
ſammenkunft die nächſte ordentliche Sitzung des Landtages verſtanden, jeden⸗ 
jedenfalls war von einer außerordentlichen Sitzung nicht die Rede. Deſſen⸗ 
ungeachtet würde die en nicht anſtehen, die Rechenſchaft jetzt gleich 
abzulegen, wenn es in der Vollſtändigkeit geſchehen könnte, wie es die Re⸗ 
gierung ſelbſt für eure erachtet. Dies iſt nicht der Fall, da einerſeits 
manche Zahlungen zwar vorſchußweiſe gemacht, aber noch nicht definitiv ver⸗ 
rechnet, auch manche Liquidationen noch rückſtändig find. Deshalb wunſcht 
die Regierung in der nächſten ordentlichen Seſſion die Rechenſchaft 1. — 1 
Auf der anderen Seite iſt es aber von Wichtigkeit, daß die Giltigkeit des 
Credits nicht in Frage ſteht. Zu dem Zwecke bat die Regierung eine geſetz⸗ 
liche Beſtimmung für nothwendig dahin, daß in der nächſten ordentlichen 
Seſſion die Rechenſchaft zu legen ſei. Zu dem Ende beehre ich mich auf Grund 
Allerhöchſter Ermächtigung den Entwurf eines Geſetzes zur verfaſſungsmäßigen 
Beſchlußnahme vorzulegen, welches in ſeinem einzigen Artikel alſo lautet: 
„Die Beſtimmung im §7 des Geſetzes dom 28. September 1866, Geſetz⸗ 
ite 607, betreffend den durch den Krieg von 1866 hervor⸗ 
gerufenen außerordentlichen Geldbedarf der Militär⸗ und Marine⸗ Verwaltung 
und die Dotirung des Staatsſchatzes, wird dahin erweitert, daß über die Aus⸗ 
führung des gedachten Geſetzes dem Landtage erſt bei deſſen nächſter regel: 
mäßiger Zuſammenkunft (Art. 76 der Verfaſſung) Rechenſchaft zu geben iſt. 
Bis dahin bleibt auch die in den 88 1—3 der aum J ertheilte Er: 
mächtigung in Kraft, — Ich beehre mich, den Entwurf, die Motive und die 
Allerhöchſte Ermächtigung zu übergeben. 
uf den | des Abg. Grafen Bethuſy⸗Huc wird für 
Geſetzentwurf die Schlußberathung vom Hauſe beliebt. 
des Referenten behält der Präſident ſich vor. ' 
Das Haus tritt in die T.⸗O. ein, die Schlußberathung über die 
Berfaſſung des norddeutſchen Bundes. Der Antrag des Referenten 
Abe. Tweſten geht dahin: Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: 
der vorbezeichneten Verfaſſung die verfaſſungsmäßige Zu⸗ 
ſtimmung zu ertheilen. 
on dem Abg. v. Bockum⸗Dolffs iſt folgender Verbeſſerungsantrag 
zu der Verkündigungsformel der — norddeutſchen Bundes eins 
gebracht. Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen: In der Verkündi⸗ 
el zur Verfaſſung des norddeutſchen Bundes hinter den Worten: 
einſchließlich des Jahdegebiets“ die Worte: „des Herzogthums Lauen⸗ 
burg“ einzuſchieben und auf den erſten dieſer beiden Sätze ein Komma fol⸗ 
en zu laſſen. (Unterſtützt durch: Cornely, Deutz, Sachße, Nücker, Kreutz, 
Abi Verſen, Thomſen, Werner, Allnoch, Reinhardt, v. Kleinſorgen, Dra⸗ 
bich, Larz, Nitſchke, Kropff, Frech, Korn, Sello, Schwarz, Andre, Dr. Füh⸗ 


den 1 mer 
Die Ernennung 


— b. Carlowitz, Dr. Hummel, Dr. Janſen (Gladbach), Dr. Michelis (Allen- | La 


Schulte⸗Weſthoff, Ellering, Triacca.) 
ecner iſt von den Abgg. Waldeck, Virchow und v. Hoberbed fol⸗ 
gender Antrag eingebracht: 

Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, zu erklären: In Erwägung, 
daß der zur Führung Deutſchlands berufene preußiſche Staat ſchon vor dem 
Beſtehen der Verfaſſung bon 1850 eine einheitliche Geſetzgebung und Ver: 
waltung durch geordnete Staatsminiſterien beſaß; daß ſeit dem Beſtehen der 
Verfaſſung dem preußischen Volke die (Tit. 2 der preußischen Verſaſſung auf⸗ 
—— Grundrechte, die verfaſſungsmäßige Betheiligung feiner Vertreter 
an der Geſetzgebung, insbeſondere das Recht zur entſcheidenden Beſchlußfaſſung 
über den Staatshaushalt⸗Etat und die Bewilligung don Steuern, ſomit eine 

wirkung auf bie 9 ammie Staatsverwaltung; eine einheitliche Executive 
durch ein verantwortliches Minifterium; geſichert und alle dieſe Rechte als 
unantaſtbare unter den Schutz des von preußiſchen Königen, Beamten und 
Tolksvertretern zu leistenden Verfaſſungs⸗Eides geſtellt find; daß die neuer 
worbenen Provinzen ſich zwar noch nicht in dem Beſitze dieſer Bertaffup 


befinden, aber ein durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezem Se 


in Erwägung, daß dieſe Güter und Rechte eines Staates und Volkes von 
25 Millionen nicht beſeitigt oder geſährdet werden dürfen durch ein Bündniß 
vieſes Staates mit 21 kleineren deutſchen Staaten von einer Geſammtbevdl⸗ 
kerung don 5 Millionen, welche ‚ohnehin in das Machtgebiet des preußiſchen 
Staates fallen; daß vielmehr die Erhaltung und Fortbildung der beftebenben 
Freiheiten und Rechte eine der Bedingungen des Berufs Preußens zur 1 ae 
gewalt in Deutſchland bildet; daß, wenn zum Zwecke der deutſchen Einheit 
wegen der Eriſtenz jener kleineren Staaten einzelne Zweige des preaßiſchen 
Staatslebens ausſcheiden und in eine andere Verfaſſung und Administration 
übergeben ſollen; dies nur auf dem Wege des Bundesſtaates geſchehen darf, 
deſſen conftitutionelle8 Oberbaupt die Krone Preußens mit einem verantwort⸗ 

en Ministerium iſt; daß dem Parlamente dieſes Bundesſlaates mindeſtens 


die Rechte der preußiſchen Volksvertretung zuſtehen müſſen, wie dies das gegen: | g 


wärtige Abgeordnetenhaus in einer Adreſſe an Se. Maieſtät den König aus⸗ 
drücklich = ann bat und wie es in der jüngiten Thronrede im Principe 
anerkannt worden iſt; in Erwägung, daß der aus den Verathungen des Reichs 
tages hervorgegangene Entwurf der Verfaſſung des norddeutſchen Bundes 
dieſen Anforderungen in folgenden Hauptpunkten nicht entſpricht: 

1) Der Entwurf ſtellt die Krone Preußen nicht als einheitliches Bundes⸗ 
Oberhaupt für die im Art. 4 Nr. 1—15 der Competenz des Bundes über 
tragenen Angelegenheiten an die Spitze, ſondern als Vorſitzenden eines für 
Preußen im Zablenderhältniß nachtbeiligen Bundesraths. Ein verantwortliches 
Miniſterium 9 durch den — nn ausgeſchloſſen und die im 
Art. 17 ausgesprochene Verantwortlichkeit des Bundeskanzlers beſteht nur dem 


ie Executive in den Militär⸗Angelegenheiten iſt dem Könige zwar 
ohne weſentliche Concurrenz des Bundesrathes übertragen, jedoch als Bun: 
desfeldherrn und bei dem Mangel eines verantwortlichen Minifteriumd, ja 
eines Miniſteriums überhaupt in unbeſchränkter Art und unter näbehnung 
auf die Befugniß zur Proclamirung des Kriegszuſtandes, welche nach Art. 1 
der preußiſchen Berfaſſung und dem Geſeze vom 4. Juni 1851. nur von dem 
conſtitutionellen, verantwortlichen Staatsminiſterium geſchehen darf. 
3) Der Entwurf enthält im Abdſchnitt XII. zwar Beſtimmungen über die 
Etats feſtſezung, ähnlich der preußlſchen Verfaſſung, macht dieſelben aber In 
Unfehung des wichtigsten, des Militäretats, durch die Art. 60 und 62 des 
Abschnittes XI. völlig illuſoriſch und die Aufſtellung des Militäretats 10 
einer bloßen, der materiellen Prüfung des Parlamentes entzogenen Galcula: 


tur⸗Arbeit. ; 
4) Die . einer Friedenspräſenzſtärke des Bundesheeres zu einem 
tocentſaß der Bevölkerung eignet ſich überhaupt Auf 


Namen, nicht der Sache nach. 


en zu 
tung materiell für immer ſicher geſtellt, und nur in der Form 
barer, in der fi wirkungsloſer Enllarg 


ot 
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auer 


A einer 
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Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


5) Während die definitive Feſtſtellung der Bundesheeres⸗Organiſation und 
der Bundesheeres⸗Geſetzgebung nicht in die Verfaſſung, ſondern zur Beſchluß⸗ 
faſſung des erften Reichstages des Bundes gehört haben würde, iſt dennoch 
obne Hab rige Prüfung der ſeitherigen Streitpunkte die Dienſtzeit im ſtehenden 
Heere auf 7 Fahre verlängert worden und dadurch eine Verpflichtung bon 
höchſter Wichtigkeit ft die ganze Bevölkerung, im Widerſpruch mit dem 
8 Geſez, welches nur fünfjährige Dienftzeit im ſtehenden Heere kennt, 
ogar zu einer verfaſſungsmäßigen erhoben. 

6) Wenngleich das allgemeine directe Wahlrecht dem preußiſchen Drei ⸗ 
klaſſen⸗Wahlſyſtem vorzuziehen iſt, fo führt doch die lediglich auf Andringen 
der Bundesregierungen beſchloſſene Streichung der Diäten indirect einen 
Cenſus der Wählbarkeit herbei, welcher der preußiſchen Verfaſſung unbekannt 
iſt und die Zuſammenſetzung wie die Wirkſamkeit des Reichstages in einem 
hohen Grade beeinträchtigen wird. 

7) Die Bundesverfaſſung verleiht den Angehörigen der Bundesſtaaten 
keine Grundrechte, mit Ausnahme des ſehr beſchränkten „Indigenats“ (Art. 3). 
Sie läßt die Grundrechte der preußiſchen Verfaſſung beſtehen, gefährdet fie 
aber im Einzelnen (Art 7; 92 der preußiſchen Verfaſſung) und im Allgemei: 
nen durch die Art und Meile, wie Verfaſſungsſtreitigkeiten durch den Bundes: 
rath und Reichstag geſchlichtet und entſchieden werden ſollen (Art. 76; 77 der 
Bundesverfaſſung). Sie ſetzt dadurch auch andere verfaſſungsmäß ige Rechte 
des preußiſchen Voltes in Gefahr; : 

8) Die Bundesverfaſſung kennt weder den Verfaſſungseid des Königs 
noch den der Beamten und Volksvertreter und entbehrt dadurch eines weſent⸗ 


lichen, in der preußiſchen Verfaſſung beſtehenden Schutzes; in Erwägung, daß ab 


eine jo mangelhafte, die Volksrechte beſchränkende und gefährdende Bundes 
Nan ang für eine weitere Ausbildung im Sinne fteiheitlicher Entwickelung 
keine Ausſicht gewährt, daß vielmehr das Nebeneinanderbeſtehen zweier Ver⸗ 
faſſungen und Boitebertretungen das verfallungemäßige Leben in Preußen 
zu beeinträchtigen und den beſonders im Gemeindeweſen fo nothwendigen 
Ausbau der preußiſchen Verfaſſung in weite Ferne zurückzudrängen droht; 
daß alle dieſe Opfer an Volksrechten die Einigung Deutschlands eher hindern 
als fördern; daß die einheitliche militäriſche Macht Deutſchlands nach außen 
hin durch die abgeſchloſſenen Militär⸗Conventionen und Bündniſſe für die 
nächte Zukunft geſichert iſt; daß kein Hinderniß entgegenftebt, um den jetzt 
mißlungenen Verſuch der Gründung eines Bundesſtaats von Neuem aufzu⸗ 
nehmen; aus dieſen Gründen erklärt das Haus der Abgeordneten, daß es 
dem vorgelegten Entwurf der Verfaſſung des norddeu ſchen Bundes ſeine 
Zuſtimmung nicht geben kann und fordert die königliche Staatsregierung auf, 
die anderweitige Regelung der deutſchen Verfaſſungsangelegenheit im Sinne 
der oben aufgeftellten Grundſätze alsbald in Angriff zu nehmen. (Unterſtützt 
durch: Aegerter, Dr. Becker, Dr. Beitzke, Dr. Bender, Berger (Solingen), 
Bresgen, Caspers, Claſſen⸗Kappelmann, Cornely, Duncker, Dr. Eberty, Fiſch⸗ 
bach, Frenzel, Frommer, Graf, Dr. Fühling, Haebler, Hagen are 
Harkort, Herrmann, Fri v. Hilgers, Hobbeling, Hoffmann (Oblau), 
Hoppe, Dr. Jacoby, Dr. Kalgu v. d. Hofe, Keuffel, v. Kirchmann, Klein⸗ 
ſchmidi, v. Kleinſorgen, Dr. Koſch, Wepgold, Ziegler, Kreuz, Krieger (Goldap), 
Larz, Laßwitz, Dr. Loewe, Lucas, Mallmann, Metzmacher, Dr. Michelis (Allen⸗ 
tein). Nitſchke, Nücker, Olbertz, Dr. Baur, Pietzker, Plehn, Dr. Freiherr von 

roff-Irnich, Römer, v. Rönne, Roggen, Runge, d. Saucken⸗Tarputſchen, 

chmidt (Randow), Schulte⸗Weſthoff, Schulze (Berlin), Schwarz, Senff, 
Sommer, Stock, Triacca, Wendiſch. 


uziehen i Es 
— 5 bier darauf an, die großen Geſichtspunkte gegen einander zu ſtellen und 
das Verhältniß dieſer Verfaſſung zu unſerer preußiſchen zu prüfen. Mir 
können uns hier nicht mit den Details der neuen Verfaſſung befaſſen. Im 
Reichstage war die Zeit, das Einzelne zu E das Einzelne zu beſſern. 
Hier müſſen wir uns beſchränken, das Ganze in ſeinem Su ammenbane zu 
unterſuchen und die Gründe darzulegen, welche ſprechen entweder für An⸗ 
nehmen oder für Ablehnen. Ein Drittes, einzelne Aenderungen ſind 
hier nicht Ha Fe Amendirungen würden das Ganze als geſcheitert anſehen 
laſſen. Wir können nur ja oder nein ſagen, denn es wäre nicht moglich, auf 
der gegebenen Grundlage weiter fortzubauen, wenn auch nur einer der ver⸗ 
faſſungsmäßigen Verſammlungen der norddeutſchen Staaten eine Aenderung 
beliebte. Nicht einmal hier in Preußen wäre eine Einigung der drei geſetz⸗ 
eden actoren darüber möglich, geſchweige denn zwiſchen all den anderen 
liedern, deren Re erforderlich wäre. Wir haben alſo nur zwiſchen 
Annehmen und Ablehnen zu wählen. 
„Ich empfehle 9 5 nun, meine Herren, die Annahme. Und je ſicherer 
ich bin, daß dieſe Verfaſſung in Zukunft das öffentliche Recht unſeres Vater⸗ 
landes werden wird, deſto mehr iſt es ein Bedllrfniß, ihr in jeder Beziehung 


erecht zu werden. Es find leidenſchaftliche Proteſte gegen die Annahme der J 


Verfaſſung erhoben worden; wir wurden gewarnt, nicht mit verbundenen 
Augen in die Knechtſchaft zu rennen, das Budgetrecht des Landes nicht an 
der Wurzel anzugreifen. Ich finde auch in den Motiven zu dem Antrage 
Waldeck und Genoſſen auf Ablehnung der Verfaſſung grelle Widerſprüche 
egen die Lage der Dinge und gegen die Thatſachen. Dem gegenüber halte 
ich es um ſo dringender für geboten, daß wir hier aufklären, berichtigen, daß 
wir dafür ſorgen, daß die Ueberzeugung von der Nach wendigkeit der Annahme 
ſich verbreitet, daß dadurch das Vorurtheil ſchwinde, als ob wirlich eine 
weſentliche Minderung der Rechte des preußiſchen Volkes in dieſer Bundes⸗ 
deifaſſung enthalten ſei. Denn ich halte es für ſehr weſentlich, daß das ei: 
ßiſche Volk nicht mit Widerſtreben und Mißtrauen in die neuen Verhaltnſſſe 
eintrete. Um dies Verſtändniß zu fördern, glaube ich mich verpflichtet, die 
weſentlichen Punkte der neuen Bundesverfaſſung hervorzuheben, ihr Verhältniß 
zur preußiſchen Verfaffung klar zu legen und die in der letzteren dadurch 
nöthig gemachten Aenderungen zn be) chnen. Ich werde verſuchen, das mög⸗ 
lichſt objectiv zu thun. Die Refultate freilich, zu denen ich komme, kann ich 
natürlich nur motiviren nach meiner individuellen Anſchauung, da ich nicht 
die Majorität irgend einer Commiſſion zu vertreten habe. Ich ſetze voraus, 
daß die Majorität unſeres Volkes nicht geneigt iſt, von den bisherigen ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechten abzuweichen (Hört! ört!), daß es nicht 1 iſt, 
von den Errungenſchaften der letzten Jahre, die in ſchwerem Kampfe verthei⸗ 
digt worden find, zurückzuweichen. \ : 

„.! In der Adreſſe, die wir im borigen Jabre an die Krone richteten, 
ſprachen wir bereits den Grundſatz aus, daß die Rechte der Volksvertretung 
nicht vermindert, nur don einem parlamentariſchen Körper auf den anderen 
übertragen werden dürften. Auch die Thronrede, mit der dieſe Seſſion eröff⸗ 
net worden iſt, erklärt, daß das Volk auf keines ſeiner geſicherten Rechte zu 
verzichten, ſondern dieſe nur auf ſeine Vertreter im erweiterten Gemeinweſen 
zu übertragen haben werde. „ m. H., halte das für richtig und werde 
verſuchen, das zu beweiſen. Die Wünſche allerdings, welche darauf ausgehen, 
Befeſtigungen und Erweiterungen der Volksrechte zu erlangen, ſind nicht er⸗ 


füllt; derartiges hat man unter den gegenwärtigen Umſtänden auch nicht er⸗ des 


warten dürfen. Das war auch nicht der Grund für die maßgebenden und 
entſcheidenden Perſonen. Die Begründung, die Wirkung und die Compen⸗ 
ſation für das, was das preußiſche Volk abzugeben hat, liegt nicht auf dem 


as 
Gebiet der politiſchen Freiheit, ſondern auf dem großen Gebiete der politiſchen 


Einigung Deutſchlands, die nach wiederholt geſch iterten Verſuchen jetzt end⸗ 
lich eine Wahrheit werden ſoll. M. H., eine bundesſtaatliche Verfaſſung kann 
nicht fo einfach und unzweideutig in ihren Beſtimmungen fein, wie die Vers 
faſſung eines einzelnen Staates. Es kann nicht die Form der vollziehenden 


Gewalt ganz klar und abgetrennt errichtet werden, denn die ö ung ſchen 
. Giant in bem Die Bebeatung ber Rast Laie 


ſeres zu halten. Der läßt 


> 


eitun 


gran Herrenſtraße Rr. 2 Au zerdem Übernehmen alle Bofl- 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſch 


Dinstag, den 7. Mai 1867, 


Functionen an ſich gegeben iſt. Alle Staaten bleiben vielmehr ſouverän und 
müſſen nur gewiſſe einzelne Functionen an die Ge ewalt abtreten. Es 
müſſen daher die Competenzen dieſer Gewalt fi t, befondere Formen für 
ihre Ausübung vorgeſchrieben werden. Dabei ſind Widerſprüche und Colli⸗ 
ſionen ſchwer zu vermeiden, verſchiedene Auffaſſungen und Jaterpretationen 
können ſich leicht geltend machen. 

Das liegt nicht, m. H., in dieſer Bundesverfaſſung, ſondern in jeder 
ue ee überhaupt. Wir dürfen aber auch dieſe Verfaſſung nicht 
ein beiſpiellos unvollkommenes Werk nennen, weil fie weder einen Einheits ⸗ 
ſtaat conſtituirt, noch den gewöhnlichen Anſchauungen über bundesſtaatliche 
Verhältniſſe entspricht. Ich erkenne es vollkommen an, m. H., Gefahren find 
vorhanden für Conflicte, für eine Abſchwächung des parlamentariſchen Ein⸗ 
fluſſes. Dieſe Gefahr liegt ſchon in dem Bundesſtaate überhaupt, um fo mehr 
aber noch, wenn der eine der im Bunde eigen Staaten jo nahe zuſam⸗ 
menfällt- mit dem Ganzen, wie der preußiſche Staat mit dem norddeutſchen 
Bunde. Eine Theilung der controlirenden und geſetzgebenden Functionen 
zwiſchen zwei ſolchen Körperſchaften wie der Reichstag und das preußiſche Abs 

eordnetenhaus macht es allerdings möglich, daß die Regierung ihren Vor⸗ 
ortheil wahrnehme und bald die eine, bald die andere dieſer Körperſchaften 
benutze, um ihre Wünſche und ihre Anſchauungen gegen die berechtigten 
Wünſche der Volksvertretung zur Geltung zu bringen. Ich glaube, m. H., 


a 
en Baſtellungen auf die Zeitung welche 2 Montag 


daß auf die Dauer dies Nebeneinander nicht beſtehen wird und beſtehen kann, 


daß wir uns vielmehr in einem Uebergangsſtadium befinden, welches daher 
auch nothwendlg die Gefahren eines ſolchen mit ſich bringt, dem wir uns 
er nicht entziehen können. Es hilft nichts, den Einheitsſtaat für etwas Beſ⸗ 
ſich weder für den norddeutſchen Bund herſtellen 
noch auf den Süden ausdehnen, denn da ſtand theils unſer Bündniß wäb⸗ 
rend des vorigen Jahres entgegen, theils waren die Staaten durch die Frie⸗ 
densverträge gegen die Mediatiſirung geſchützt. Auf der anderen Seite iſt ein 
Bundesſtaat wie dieſer überhaupt noch nicht vorhanden geweſen, es iſt die 
ng ob er überhaupt als möglich gedacht werden kann, ob ein Bundes⸗ 
aat von Monarchien von 8 wie kleinen Staaten lebensfähig iſt. 
Die Frage iſt namentlich auch von amerikaniſchen Autoritäten bejaht 
worden. Da die größere Macht hier im Staate Preußen liegt, ſo iſt es 
nothwendig, daß die Bundesgewalt nicht über dem preußiſchen Staate ſteht, 
ſondern mit dieſem verbunden iſt. Es entſpricht dieſe Form der Bundesver⸗ 
faſſung zwar nicht idealen Wünſchen, aber fie entſpricht einer nothwendigen 
Forderung der Gegenwart, und ſie läßt vu gleicher Zeit eine Ausdehnung 
auch auf den Süden am leichtesten als möglich erſcheinen. Es kann ſich nur 
darum handeln, ob die Centralgewalt mit der Stärke ausgerüſtet iſt, um den 
neuen Bund nach innen und außen zu vertreten. Das, m. H., glaube ich 
bejahen zu müſſen. Die in der Verfaſſung der preußiſchen Regierung zuge⸗ 
wieſene Competenz entſpricht dem, was 4 — als nothwendige Compe⸗ 
tenz einer Bundesgewalt betrachtet wird, was bereits in der Reichs derfaſſun 
von 1849 als Competenz der Bundesgewalt * iſt. Der Abg. Walde 
findet dieſe Gewalt nicht kräftig, nicht einheitlich genug conſtituirt, er findet, 
die preußiſche Centralgewalt jet zerſtört. Ja, m. H., es liegt allerdings keine 
theoretiſch zuſammengefaßte Regierungsgewalt in dem Entwurf, es iſt eine 
— Miſchung von Einheiteh „von Bundesſtaat und von vertragsmäßi⸗ 
gem Bündnißverhältniß. Aber in Wahrheit iſt Alles, was einer kräftigen 
Regierung weſentlich nöͤthig ift, in bolltommenem Maße der preußiſchen Re⸗ 
gierung übertragen worden. Daß dieſe Gewalt unter verſchiedenen Namen 
aufgeführt ift, als Krone Preußen, als Präſidium, als Bundesfeldherr, Tann 
kein Bedenken erregen; denn das weſenkliche Kriterium einer R'gierungsge⸗ 
walt iſt vorhanden. Sie gebietet über die Webrkraft, fie verwaltet das Poſt⸗ 
und Telegraphenweſen, das Conſulatweſen, fie hat die oberſte Aufſicht über 
die Ausführung der Bundesgeſetze, ſie hat unmittelbar auch die Vollziehung 
der Maßregeln und der Gefehgebung des Bundes. Sie hat überall es in 


d d, G m zu verſchaffen, fie beſitzt endlich ein feſtes Einfom: 
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ihrer ite auf die Matticular⸗ 
beiträge angewieſen, aber die Einwendungen, welche gewöhnlich gegen Ma⸗ 
tricularbeiträge geltend gemacht werden, ſind hier nicht zutreffend. Dieſelben 
ehen auch immer von der Anſicht aus, die Bundesgewalt werde zu ſchwach 
ein, um den centrifugalen Kräften erfolgreich zu widerſtehen. Hier aber 
wirkt die Macht des preußiſchen Staates ohne Zweifel dahin, daß dieſe 
Kräfte ſich nie geltend machen können gegen das, was die Bundesgewalt 
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— ungefähr 75 Millionen, die Einnahmen dagegen auf 50 Millionen, ſo 
daß ungefähr 25 Millionen durch Matricularbeiträge zu decken ſein würden. 
Fünf Sechstel dieſer Summe würden auf den preußiſchen Staat fallen, alſo 
nftig in unſerem Budget erſcheinen müſſen. Wir werden jedoch kein Recht 
en, ſie zu bewilligen oder zu verweigern, wir werden ſie nur der Ueber⸗ 
cht wegen in unſeren Etat aufzunehmen haben und Sorge tragen, in welcher 
eiſe fie aus den Einkünften des preußiſchen Staates zu decken find. Einer 
. über dies Verfahren bedarf es nicht, wenig⸗ 
ens zur Zeit nicht. 
Dies halte ich für die Hauptpunkte, in denen fortan die Rechte dieſes 
Hauſes an die Bundesgewalt und die Volksvertretung des Reichstages über⸗ 
gehen werden, theils, wie gelant, ausſchließlich, theils concurrirend mit unſerer 
ee en Gewalt. Es iſt verlangt, daß wir unſere Verfaſſung re⸗ 
bidiren ſollen. Namentlich Herr Dr. Virchow hob neulich dieſen Geſichtspunkt 
hervor, damit wir nicht zwei Verfaſſungen neben einander hätten, jo daß man 
nicht mehr wiſſe, was Recht ſei, und nicht eine vollſtändige Rechtsverwirrung 
eintrete. Seine Conſequenz, daß mit dem Unterlaſſen dieſer Reviſion eine 
Rechtsverwirrung groß zu ziehen ſet, kann ich nicht verſtehen. Es handelt ſich 
er ja nur um etwas Formelles. Mit der Annahme der Bundesverfaſſung 
iſt unſere Verfaſſung von ſelbſt in allen Punkten abgeändert, welche durch die 
Bundesverfaſſung getroffen werden, und nur die formelle Uebereinſtimmung 
wäre in letztere hineinzuredigiren. Mag fein, daß eine ſolche Reviſion ihre 
Vortheile hat, daß ſie ſichern kann gegen ſtreitende Auffaſſungen; aber die 
8 Schwierigkeiten einer ſolchen Rev ſionsarbeit wären ungemein groß. Wo wir 
8 glauben, unſere Auffaſſung der der Regierung gegenüberftelen zu müſſen, 
wäre außerdem eine Uebereinſtimmung ſchwer zu erzielen und wir müſſen 
ſchließlich in Ermangelung einer ſolchen Uebereinſtimmung aus dieſem for⸗ 
mellen Grunde allein die Annahme der Bundes verfaſſung ablehnen. 
Wir würden uns auf ein ſehr gefährliches Gebiet verirren, wenn wir es 
jetzt unternehmen wollten, allen möglichen Conflicten vorzubeugen, die theo⸗ 
retiſch entſtehen können, die aber praktiſch niemals entſtehen werden. Ich 
mache ſchließlich darauf aufmerkſam, daß weder die Amerikaner 1783 noch die 
Schweizer 1848 eine ſolche Abänderung ihren Einzelverfaſſungen mit der An: 
nahme der Bundesverfaſſungen für nothwendig hielten. Sie haben ſich damit 
begnügt, die Bundesverfaſſung neben und über ihre Einzelverfaſſungen zu 
proclamiren. Dabei möchte ich beiläufig einen anderen Punkt erwähnen. Im 
Herrenhauſe ſchien man es für möglich zu halten, daß die Bundesverfaſſung 
jetzt unmittelbar auch noch dem Herrenhauſe vorgelegt werden könnte, daß das 
errenhaus in die Berathung derſelben eintreten könne, ehe wir dieſelbe er⸗ 
edigt haben. Ich halte das für ganz ur möglich. Nach unſerem ganzen 
Kammerſyſtem und der unbedingt feſtgehaltenen Proxis ift niemals eine der⸗ 
55 artige Vorlage beiden Häuſern des Landtages gleichzeitig gemacht worden. 
; In unſerem gegenwärtigen Fall eliegt aber noch der beſondere Grund vor, 
do dieſe e e zugleich ein Finanzgeſetz iſt, inſofern eine Bes 
mung der Verfaſſung unmittelbar eine Geldbewilligung enthält. Die 
orlage kann alſo nur in der Form, wie ſie aus unſerer Berathung hrbors 
geht, vom Herrenhauſe in Angriff genommen werden. 
ch wende mich nun zu der Illuſtrirung der Bundesgewalten. Was zu⸗ 
nächſt die Bundesgeſetzgebung betrifft, ſo iſt ſie dem Bundesrath und dem 
Reichstage überwieſen. Ich halte es für einen nicht gering zu ſchätzenden 
Vortheil, daß es nur eine einheitliche Volksvertretung im Bunde giebt, die 
kein Staaten⸗ oder Herrenhaus neben ſich hat. Ihr gegenüber ſtehen die Res 
ge en im Bundesrath. Die preußiſche Regierung bat nur in wenigen 
usnahmepunkten einen directen verfaſſungsmäßigen Einfluß, inſofern ihr ein 
Beeto gegen Abänderungen beſtehender Geſetze beigelegt iſt in Bezug auf Mi⸗ 
u ltär⸗ und Marines, Zoll⸗ und Handelsweſen. Sonſt debt ſie wie die anderen 
E Regierungen im Bundes rath. Daß das Stimmverhältniß für Preußen ein 
ungünftiges fein ſollte, kann ich nicht begreifen. Allerdings fehlen ihm fünf 
Stimmen zur Majorität, aber man braucht nur mit offenen Augen die realen 
8 Dinge anzusehen, um die ſichere Ueberzeugung auszusprechen, daß die preuß. 
Regierung im Bundesrathe niemals major!jirt werden kann und wird, wenn 
ſiie es nicht will; daß die übrigen Regierungen mehr oder weniger nur bera⸗ 
thende Stimmen haben werden. Neben der geſetzgebenden Gewalt ift die 
; Executive ausſchließlich der preußiſchen Regierung übertragen. Ich mache 
= bierauf beſonders aufmerkſam Man bat geſagt, auch dem Bundesrath und 
feinen Ausſchüſſen ſei ein weſentlicher Theil an derſelben beigelegt. Das iſt 
2 aber nicht wahr. Er hat höͤchſtens die Stellung wie etwa der amerikaniſche 
= Senat neben dem Bundes ⸗Präſidenten. Der Bundesrath hat in gewiſſen 
: Fällen die Bundesexecution zu beſchließen, Verträgen mit auswärtigen Staa⸗ 
ten, in fo weit fie Gegenſtände der Geſetzgebung betreffen, ſchon vorher feine 
en zu ertheilen, in Boll» und Handelsſachen gewiſſe Beſchlüſſe 
u faſſen. f 
b Im Uebrigen aber ift überall, wo die Executive der Krone Preußen bei⸗ 
legt iſt, von dem Bundesrathe nirgend und in keiner Beziehung die Rede. 
e Ausſchüſſe haben nun die Aufgabe, vorzubereiten für den Bundesrath, 
im Uebrigen werden fie nur erwähnt, Art. 39 zum Zweck der Feſtſtellung des 
von der Kaſſe jedes Bundesſtaates der Bundeskaſſe ſchuldigen Betrages und 
Art. 56 hinſichtlich der Anſtellung der Conſuln. Es iſt in keiner Weiſe die 
Rede davon, daß dem Bundesrathe irgend ein nennenswerther Antheil an der 
Executive zuſteht, am wenigſten ein folder, der die Verantwortlichkeit der 
preußiſchen Regierung dem Reichstage gegenüber aufhebt. © 
der größten Ausſtellungen geweſen, daß dieſe Verantwortlichkeit nicht exiſtirt. 
ch gehöre zu denen, welche die Berantwortlichleit der Executive in die Ver: 
J aufgenommen wiſſen wollten; ich habe mir aber nie verhehlt, daß 
dieſe Beſtimmungen immer nur „im Principe“ zu treffen ſeien, die daher 
prakliſch nur geringen Werth haben würden. Ich meine daher, daß wir 
ſtaatsrechtlich und juriſtiſch ſehr wenig einbüßen, wenn dies Rincip in der 
ke Bundesverfaſſung noch weniger ausgeſprochen iſt als in ber, preußiicen Vers 
füaſſung. Denn in der Bundesverfaſſung iſt allerdings lediglich vom Bundes⸗ 
kanzler geſagt, daß er durch die Gegenzeichnung die Verantwortlichkeit über⸗ 
nehme. Dagegen theile ich vollkommen die Anſicht von der Wichtigkeit der 
politiſchen und moraliſchen Verantwortlichkeit, welche unbedingt eine Regie⸗ 
rung trifft, die ſich einem parlamentariſchen Körper gegenüberſtellt; es iſt 
auch dem Reichstage das Recht der Interpellation, der Beſchwerdeführung, 
= — 8 anerkannt, in dieſer Beziehung ſteht er alſo uns voll⸗ 
kommen gleich. 
Man iſt dieſe Rechte als blos moraliſche Garantie habend gering anzu⸗ 
lagen geneigt; ich möchte aber doch daran erinnern, daß z. B. in Frankreich 
um dieſe Rechte gekämpft worden iſt und daß man ſogar das Inter⸗ 
pellationsrecht als die Krönung des Gebäudes bezeichnet hat. Ebenſo bleibt 
auch die civilrechtliche Verantwortlichkeit der Miniſter beſtehen, da dem Reichs⸗ 
tage ſämmtliche Rechnungen zur Entlaſtung vorgelegt werden müſſen. Außer⸗ 
g dem bleibt die Verantwortlichkeit der preußiſchen Miniſter uns gegenüber voll⸗ 
kommen erhalten, auch in Bezug auf Bundesangelegenheiten. Das hat auch 
der Herr Miniſterpräſident ſelber ausdrücklich ausge 
ner Erklärung ein authentiſches Zeugniß über die 
in dieſem Punkte. Es liegt dieſe Verantwortlihlet auch durchaus in der 
Natur der Sache, denn eben der Krone Preußen ird 
Bundesberſaſſung die Executive übertragen. Wir 
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ſei, iſt nicht wahr. Nur für den Augenblick ift die 
und dies Uebergangsſtadium ließ ſich auch meiner 
Weiſe vermeiden für die Zeit, wo ſich ein wirkliches Budget gar nicht auf⸗ 
ſtellen ließ. Daß die Organiſation der preußiſchen Armee, wie ſie gegenwär⸗ 
tig beſteht, als geſetzlich⸗verfaſſungsmäßige Einrichtung anerkannt iſt, dagegen 
wird Niemand etwas haben. Auch bier im Haufe wird Niemand, glaube ich, 
dieſelbe in Frage zu ftellen geneigt ſein. Die in Ausſicht geſtellte Erleichte⸗ 
rung findet allerdings für jetzt nicht ſtatt. Unter den gegenwärtigen politi⸗ 
ſchen Verhältniſſen konnte oznehin Niemand erwarten, daß jetzt eine Minde⸗ 
rung der Militärlaſten eintreten werde, wo ganz Europa ein bewaffnetes 
Heerlager bildet. Dieſe Laſten würden aber auch dieſelben bleiben, wennjver Bund 
und ſeine Verfaſſung nicht zu Stande kämen. Abgeſehen nun aber von die⸗ 
ſem Uebergangsſtadium glaube ich, daß die Verfaſſung die Rechte der preußi⸗ 
ſchen Bundes vertretung auch hier nicht vermindert. M. H.! Wenn einmal 
die bisherigen 7 durch die Bundes verfaſſung uns nicht verkürzt wer⸗ 
den, ſo ſind auf der andern Seite die Gründe für die Annahme ſo groß und 
ſo zwingend, daß gewiß die Wenigſten ſich dem Gewicht derſelben werden ver⸗ 
ſchließen können. Es wird eine einheitliche Geſetzgebung auf weiten Gebieten 
des Lebens conſtituirt, es eröffnet ſich auch uns die Ausſicht, daß die ſtockende 
Geſetzgebung wieder in Fluß neräth, Freizügigkeit und Gewerbefreiheit werden 
nicht mehr von conferbativen Gelüſten des Herrenhauſes abhängig fein, das 
allgemeine Indigenat nicht mehr an den Kleinſtaaten ſcheitern. 

„Die Geldverhältniſſe werden in ein einheitliches Syſtem geordnet werden, 
die Gemeinſamkeit der materiellen Intereſſen wird auch in politiſcher Beziehung 
auf die ganze Entwickelung unſeres Volkes zurückwirken. Wir erlangen eine 
ſtaatliche Concentration für den Norden und die Ausſicht, dieſelbe auch für 
den Süden auszudehnen. Keine Vertragsbeſtimmung wird dies aufhalten 
können. Um aber dieſe Macht des neuen Deutſchland zu begründen, wird 
es eines groben Aufwandes nationaler Krafte bedürfen. Die vollſtändige 
Einigung Deutſchlands wird, fürchte ich, nicht im Frieden erfolgen. Die auf⸗ 
geworfene Luxemburger Frage iſt nicht Grund, ſondern nur Symptom der 
tiefen Erregung Frankreichs gegen die Einigung Deutſchlands; denn die Ueber⸗ 
zeugung iſt allgemein, daß einmal vollendet, dieſelbe nicht mehr in Frage ge⸗ 
ſtellt werden kann. In dieſer gefahrdrohenden poſitiſchen Situation ſehe ich 
den Hauptgrund für die Annahme dieſer Bundesverfaſſung, in der Zuſammen⸗ 
ſchließung gegen dieſe die allein mögliche Compenſation für Mängel, die ſich 
im Augenblicke nicht vermeiden laſſen. Wir ſchaffen jetzt eine Grundlage fur 
die deulſche Entwickelung, und wir können mit gutem Gewiſſen dieſe Grund⸗ 
lage in dieſer Verfaſſung annehmen. M. H.]! Wäre ſie noch ungenügender, 
als ſie es iſt, ſo würde ich es dennoch für ein großes Unglück und für eine 
furchtbare Verantwortung halten, dieſe Verfaſſung abzulehnen. So aber, wie 
ech — 55 Annahme gerechtfertigt fein für Mit⸗ und Nachwelt. (Leb⸗ 
after Beifa : 

Abg. Waldeck (zur Geſchäftsordnung) berichtigt in dem von ibm und 

Virchow geſtellten Antrage einige Druckfehler, iſt aber, da er der Jour na⸗ 
liſtentribüne den Rücken zudreht, nicht zu verſtehen. 
Abg. v. Bockum⸗Dolffs (zur Geſchäftsordnung) erklärt, daß der von 
ihm geſtellte Antrag nur ein eventueller ſei. Die Staatsregierung ſei durch 
die königliche Autoriſation nur ermächtigt, die 1277 5 des norddeutſchen 
Bundes vorzulegen, nicht aber, auch die Ueberſchrift feſtzuſtellen. Es bedürfe 
deshalb noch eines beſonderen Einführungsgeſetzes, in dem die einzelnen 
Punkte, in denen die preußiſche Verfaſſung dadurch abgeändert werde, feſtge⸗ 
ftellt würden. Er werde deshalb principaliter gegen die 8 überhaupt 
ſtimmen. Aber auch noch in einer anderen Beziehung wäre der Antrag nur 
eventuell, da er nämlich principaliter beantrage, die Worte „einſchließlich des 
Jahdegebiets und der durch die Geſetze vom 20. September und 24. De⸗ 
zember 1866 mit derſelben vereinigten Landestheile“ ganz in Wegfall zu 
bringen. 5 

Darauf wird die Rednerliſte feſtgeſtellt, während welcher Zeit der zweite Vice⸗ 
präſident, Graf zu Eulenburg, den Vorſitz übernimmt. — Es haben ſich 
15 Redner für, 18 gegen den den Antrag des Referenten gemeldet; dafür 
u. A. die Abgg, Jung Graf zu Eulenburg, Heiſe, Krieger (Berlin), 
Michgelis (Stettin), Reichenſperger; dagegen u. A. die Abo: Wal⸗ 
deck, Virchow, v. Zoltowski, Koſch, Jacoby, Michelis (Allenſtein), Schulze⸗ 
Berlin, Löwe, v. Hoverbeck, Groote. 

Abg. Waldeck (gegen den Antrag): Der Eindruck, den das Referat des 
Herrn Referenten auf mich gemacht hat, geht dahin, daß die Sache nicht darin 
liege, daß die früheren Anſichten der liberalen Partei widerlegt würden, ſon⸗ 
dern darin, daß zwingende Gründe die liberale Partei bewegen, von ihren 
früheren Anſichten abzuweichen. Es würde ſich alſo darum handeln, zu unter⸗ 
ſuchen, ob von liberaler Seite ein Grund vorliegt, Dune Verfaſſung zuzu⸗ 
ſtimmen. Der Herr Referent war Berichterſtatter der Majorität dieſes Hauses 
für das Reichs wahlgeſetz und hat als folder damals vorgeſchlagen, dem Reiche: 
tage nicht die Vereinbarung, ſondern nur die Berathung der Verfaſſung zu 
S in der vorausgeſetzten Anſicht, daß, wenn durch den Verfaſſungs⸗ 
Entwurf Rechte des preußiſchen Volkes beſchädigt würden, das preußiſche Ab⸗ 
geordnetenhaus ſeine Zuſtimmung dazu verweigern müſſe. In der Adreſſe 
des Abgeordnetenhauſes an den König hatten wir denn auch damals die Ge⸗ 
ſichtspunkte feſtgeſtellt, unter denen ein gedeihliches Wirken für die preußiſche 
und deutſche Freih it und Einheit nur ge iſt. Drei Punkte hatten wir 
als nothwendige Bedingung hingeſtellt. rſtlich, daß ohne die Aufrechterhal⸗ 
tung und weitere Ausbildung der verfaſſungsmäßigen Rechte des Volkes man 
nicht zählen konne auf die Uebereinſtimmung des deutſchen Volkes, zweitens, 
daß das Budgetrecht genau formulirt und ſtrikte zur Anwendung kommen 
müſſe; und wirklich haben wir es erreicht, daß in Preußen zum erſten Male 
das Budget vor Beginn des neuen Jahres feſtgeſtellt wurde. Wenn ich nun 
dagegen dieſe Verfaſſung betrachte, jo Überſchleicht mich dabei das bittere Gefühl, 
daß das erſte Budget in richtiger Form zu gleicher Zeit das letzte Budg et in 
der Materie ſein wird. (Hört! Hört!) 

Der dritte Punkt war, daß wir allerdings mithelfen wollten zur Einheit 
Deutſchlands, daß wir ſelbſt zu einem fo ſchwierigen und ſehr bedenklichen 
Verhältniſſe Preußens zu den Kleinſtaaten die Hand bieten wollten, aber nur 
unter der Vorausſetzung, daß, wenn Rechte des preußiſchen Volkes auf das 
neue Parlament übertragen würden, dieſem Parlament auch die volle Aus⸗ 
übung dieſer Rechte geſichert werden müſſe. — Meiner Meinung nach waren 
überhaupt drei Wege möglich: Erſtens konnte die mililätiſche Einheit, welche 
doch auch durch die Verfaſſung lediglich bergeftellt wird, durch Verträge feſt⸗ 
Bier werden; oder zweitens konnten die übrigen Staaten, wenn ſie an der 

en waltung participiren follten, zu unſerer preußiſchen Landesvertretung mit⸗ 
wählen; dann war dem preußiſchen Staate feine Macht und die ihm gebüb: 
rende Centralgewalt ſalvirt; oder drittens konnte ein wirklicher conftitutioneller 
Bundesſtaat geſchaffen werden. Von dem Allen finden wir in der dom 
Reichstage acceptirten Verfaſſung gar nichts. — Ich leugne die Behauptung 
des Herrn Referenten, daß das preußiſche und deutſche Volk in ſeiner Majo⸗ 
rität Sympathien dafür hat, ich leugne es, daß das Volk weſentliche Rechte 
nicht aufzugeben brauche. 7 
zuſammengeſtellt, und Sie ſehen daraus, daß wir der Anſicht find, daß das 
preußiſche Volk ſehr viel verliert. g 

Der Herr Referent ſucht das Gegentheil zu beweiſen. 
auf einzelne Punkte aufmerkſam machen, z. B. die Verweigerung der Diäten. 
In dieſer Beziehung hat im Reichstage felbit der Abgeordnete Graf Schwerin 
nach dem die Majorität des Hauſes verletzenden Vortrage des Miniſters des 


immen. 
Volk, wenn man glaube, ohne Diäten nicht auch tüchtige Abgeordnete finden 


zu können? Ich kann es dem Herrn Referenten nicht a daß dieſer 
Grund für ihn zwingend K den iſt; für ihn war wohl blos maßgebend die 
e 


weil es im Mane an Augenblicke nicht ausgeübt wird. Die Verantwort: 
er 


825 unſerem Antrage ſind die weſentlichſten Punkte 
e 


Ich will hier blos 


. geſagt, daß dieſe Ausführungen ihn gerade bewegen könnten, dafür zu 
ft nd nun will der Herr Referent uns und ſich ſelbſt einreden, es 
ſei kein großes Gewicht darauf zu legen, es ſei ein Armuthszeugniß für das 


Gontrole ausgefäfoien Der Gutwunf Tennt ferner einer eine Centralg⸗wall nicht in dem Sinne, wie 
Anſicht nach in keiner ſie die liber 


Partei immer gewünſcht bat; nach dem Stimmverhältniß im 
Bundesralh kann Preußen in die Minorität kommen, und der Ausſpruch des 
Herrn Referenten, daß dies wohl nie vorkommen würde, kann mich nicht be⸗ 
ruhigen. Die Emanation wichtiger und nützlicher Geſetze kann jedenfalls ver⸗ 
hindert werden; ein ſolcher Bundesrath iſt deshalb für Preußen abſolut un⸗ 
annehmbar. Nach alledem wäre es beſſer geweſen, die ganze Bundesverfaſſung 
noch ruhen zu laſſen und ſich mit Verträgen zu begnügen, als ein ſo man⸗ 
gelhaftes und Niemanden zufrieden ſtellendes Werk zu ſchaffen. — Es wäre 
ferner beſſer geweſen, man wäre bei dem von der Regierung vorgelegten 
Entwurf ftehen geblieben; da wußte wenigſtens Jeder gleich, woran er war, 
als den Schein conſtitutioneller Grundſätze hinzuzufügen. (Widerſpruch rechts.) 

Ja, m. H., es iſt nur ein Schein; denn das Budgetrecht, das eigentliche 
Kriterium des conſtitutionellen Staates, iſt der Volksvertretung im bedeutend⸗ 
ften und wichtigſten Theile, im Militär⸗Etat entzogen. Anfangs glaubte man, 
wenigſtens nach dem Jahre 1871 dies Recht erhalten zu können und hat dahin 
gehende Amendements geſtellt; als aber die Bundes⸗Commiſſarien erklärten, 
daß ſie darauf nicht eingehen wollten, trat man flugs davon zurück unt nahm 
das Amendement Ujeſt⸗Bennigſen an, das wieder Alles ſtreicht, was kurz 
vorher zugeſetzt war. Ein bleibendes großes ſtehendes Heer wird dadurch ver⸗ 
faſſungsmäßig feſtgeſtellt und hierdurch werden indirect auch die anderen euros 
päiſchen Staaten, beſonders Frankreich, zu gleichen Maßnahmen veranlaßt; 
ein Staat hetzt dann gegen den andern; alle glauben zülten zu müſſen, und 
man iſt plötzlich im Krieg und weiß nicht wie? Unſer ganzes Landwebr⸗ 
Syſtem wird dadurch beſeitigt, die Militär⸗Reorganiſation, gegen die die große 
Majorität des Abgeordnetenhauſes 6 Jahre angekämpft, ſammt der dreijah⸗ 
rigen Dienſtzeit, gegen welche aus verſchiedenen, auch volkswirthſchaftlichen 
Gründen, ein vollkommen gerechtfertigter Widerwille im Volke exiſtirt, auf 
ewige Zeiten ſanctionirt. Hierzu kommt der Mangel an allen Grundrechten; 
aus allen dieſen Gründen erſcheint mir und meinen Freunden die Verfaſſung, 
welche die hiſtoriſche Miſſion des preußiſchen Staates vollkommen aus den 
Augen verloten hat, durchaus unannehmbar. ; 

Es ſteht ja nichts im Wege, m. H., mit einer wirklichen Volksvertretung 
einen wirklich conſtitutionellen Bundesſtaat zu gründen; einen großen Theil 
der veutſchen Länder und Bevölkerungen würden wir dadurch nur noch mehr 
für uns gewinnen, wenn man ſich nur einmal entſchließen könnte, Zutrauen 
zu dem Volke zu haben, die Rechte des Volkes aufrecht zu erhalten und zu 
wahren in einer wirklich conftitutionellen Phaſe! Es unterliegt keinem Zweifel, 
daß die Macht Miß des norddeutſchen Bundes und ganz Deutſchlands 
in ungeheuerem Maße zunehmen würde, wenn man ſich offen und freudig zu 
wirklich conftitutionellen Grundſätzen bekennen wollte. Was thut man ſtatt 
deſſen? Man erkennt das allgemeine directe Wahlrecht als das allein richtige 
an und beſchränkt zu gleicher Zeit durch die Verweigerung der Diäten die freie 
Wahl? Denn das iſt doch wahrlich keine freie Wahl, wenn man ſagt: Du 
ſollſt nur einen reichen Mann wählen! — Von unſerem Beſchluſſe, m. H., 
hängt die Zukunft von ganz Deutſchland ab. Verwerfen Sie die uns vor⸗ 
gelegte Bundes verfaſſung, fo iſt noch nichts perloren; die äußere Sicherheit wird 
dadurch keineswegs gefährdet. Nehmen Sie ſie aber an, ſo verſchließen Sie 
auf unabſebbare Zeiten dem deutſchen Volke die Möglichkeit. eine conſtitutio⸗ 
nelle Verfaſſung, auf die es ein Recht hat und die zu ſeiner Entwickelung 
nothwendig iſt, zu erhalten, und Sie ſchädigen damit gleichzeitig die gegenwär⸗ 
tigen verfaſſungsmäßigen Rechte des preußiſchen Volkes, zu deren Schutz Sie 
gewählt ſind; denn in der vorgelegten Verfaſſung iſt kein einziges der Rechte 
garantirt, welche das conſtitutionelle und liberale Princip in den weſentlichſten 
arg des Staatslebens formell und materiell fordert. (Lebhafter Beifall 
links. 

Abg. Jung (für den Antrag des Referenten): Durch unſeren Beſchluß 
in der letzten Seſſion haben wir es geſchehen laſſen, daß die Verfaſſung des 
norddeutſchen Bundes berathen wurde in einer aus dem demokratiſchen Warl⸗ 
rechte hervorgegangenen Verſammlung, die uns an moraliſcher Bedeutung 
jedenfalls überwiegt. 30 Millionen Norddeutſche hatten idre Vertreter dort⸗ 
hin entſandt, worunter 25 Millionen Preußen waren. Man wird alſo wohl 
nicht ſagen können, daß Preußen dort majoriſirt worden iſt. Wie hier ver⸗ 
treten nur einen Theil jener Wähler und ſind nach dem mangelhaften Drei⸗ 
klaſſenwahlgeſetz gewählt. Wir find beinahe in der Lage einer C rporation, 
in dec ſehr wohlmeinende Mitglieder, von einem gewiſſen corporativen Geiſte 
beherrſcht, ſich gegen das höhere Princip auflehnen. Dies iſt meiner Meis 
nung nach nicht gerechtfertigt. Wir haben nur die Competenz, zu ſehen, ob 
die Rechte, die wir übertragen auf die Bundes verfaſſung, jo gewahrt werben 
wie bei uns. Wir haben uns deshalb nicht als Schulelſter aufzuwerfen 
über die ganze Arbeit des Reichstages, ſondern nur das Gewinn: und Ver⸗ 
luſt⸗Conto aufzuſtellen und dann die Balance zu ziehen; und dieſe fällt meis 
ner Anſicht nach zu Gunſten der Bundes verfaſſung aus. Geſtern erſt las ich 
eine Erklärung von Moritz Wiggers, der am Reichstage gegen die Verfaſſung 
gekämpft und geſtimmt hat, ſo lange er konnte, jetzt aber, nachdem ſie von 
der Majorität einer aus dem demokratiſchen Wahlrechte hervorgegangenen 
Volksvertretung angenommen iſt, deren Annahme empfiehlt. Und das il der 
einzig richtige Standpunkt. n 

Es ift nun behauptet worden, daß das allgemeine Wahlrecht durch die 
Verſagung der Diäten illuſoriſch werde. Ich halte allerdings auch Diäten für 
wünſchenswerth und nothwendig, glaube aber, daß das neue Wahlgeſetz ohne 
Diäten immer noch beſſer iſt, als das unſerige mit Diäten, und würde es 
für eines der ärgſten Armuthszeugniſſe für Deutſchland balten, wenn man 
wirklich glaubte, keine tüchtigen Abgeordneten ohne Diäten zu bekommen. 
Allerdings wird dadurch ein großer Theil der liberalen Beamten ausgeſchloſ⸗ 
ſen; dies iſt ein ſchmerzlicher Verluſt; er muß aber erſetzt werden und die 
deutſche Nation hat Kraft genug dazu. Nach den Erklärungen des Grafen 
Bismarck bezieht ſich Übrigens das Diätenberbot auch nur auf die Bundes⸗ 
regierungen. — Die Vortheile, welche die Reichsverfaſſung bietet, find durch⸗ 
aus nicht fo unerbeblich, wie es von einigen Seiten dargeſtellt wird. Es ift 
ſchon ein Vortheil, daß die Bundesregierung mit einem Defieit von 10—16 
Millionen beginnt, zu deſſen Deckung die Einnahmen erſt durch den Beſchluß 
des Reichstages geſchaffen werden müſſen. Dies hat weit größeren Werth 
als das Ausgabe Bewiligungsrecht über 100 Millionen, die ſchon vorhanden 
find, Sodann ſteht mit Bezug auf die poſitive Geſetzgebung der Reichstag 
viel beſſer als das preußiſche Abgeordnetenhaus, indem er nur einen Factor 
neben ſich hat und fein Herrenhaus mit antediluvianiſchen Anſchauungen. 

Was die Verantwortlichkeit anbetrifft, die allein auf den Schultern des 
Bundeskanzlers liegt, ſo will ich zugeben, daß pielleicht beſſer dafür hätte ge⸗ 
forgt werden können, aber die preußiſchen Minifter bleiben ja ſtets verant⸗ 
wortlich dem preußiſchen Abgeordnetenhauſe und können deshalb keine Ans 
ordnung treffen, bei der fie ſich nicht entweder auf ein Bundesgeſetz odet auf 
ein preußiſches Geſetz ſtützen können. — Der Abg. Waldeck hat Bedenken 
gegen die Befugniſſe des Bundesfeloherrn obne die Zustimmung eines ver⸗ 
antwortlichen Ministeriums den Kriegszuſtand verhängen zu dürfen. Dies 
kann nach Art. 68 doch nur dann 15 chehen, wenn die öffentliche Sicherheit 
bebrobt ist; und in Preußen ſelbſt kann die preußiſche Regierung doch nur auf 
Grund der preußiihen Verfaſſung den Wie und duden verhängen. Man 
muß nicht alles von dem Wortlaut der Verfajjung erwarten. In keiner ſteht 
eine Beſtimmung, betreffend den Rücktritt der Miniſter und doch iſt er unter 
gewiſſen Umſtänden nothwendig. Mit der Verantwortlichkeit ſteht es ähnlich: 
gelingt es nur einmal, den Bundeskanzler in einem einzelnen Fall als verantwortlich 
u behandeln, fo iſt das Princip der Verantwortlichkeit überhaupt lebendig gemacht. 
Bei dem 4jährigen Interimiſticum ſteht der Reichstag nicht ſchlechter als wir. 
Das preußiſche e ee hat ja immer noch das Ausgabebewilli⸗ 
gungsrecht für die 60 Mi — die für Armee und Marine verwendet wer⸗ 
den, deren Verausgabung allerdings im Voraus geſichert ist, wie die Zahlung 
der Zinſen der Staatsſchuld. 

en Bundeöbehörben gegenüber find wir zwar nicht competent, aber wir 
werden es, da fie nichts Ungeſezliches thun können, ohne das preußiſche Minis 
ſterium in Mitſchuld und das preußiſche Volk in Mitleidenſchaft zu ziehen. 
Aber in den ſchlimmſten Jahren des Conflicts haben wir ja niemals einen 
Budgetſtrich verſucht, ſondern nur geſetzlich nicht gerechtfertigte Ausgaben ges 
ſtrichen. Keine deutſche Farmer hat je ein ganzes Budget geſtrichen. Dieſer 
Erfahrung gegenhber halte ich die Cautelen der Regierung für beinahe komiſch, 
aber fie nebmen uns nichts von unſeren Rechten. Was die Grundrechte 
betrifft, jo iſt 8 ihnen durch die Bundesverfaſſung genommen worden 
und ſie deshalb . ehnen, weil 6— 700,000 Mecklenburger oder Einwohner 
von Reuß⸗Greiz⸗Gera die Grundrechte nicht haben, wäre derſelbe Schwaben⸗ 
ſtreich, als . preußifche Armee im vorigen Jahre mit dem Ausmarſch 
hätte warten wollen, bis die Mecklenburger ihre berühmten Mützen hatten. 
Wir können der Reichsverfaſſung unſer Recht über das Heeresbudget mit dem 
größten Vertrauen übergeben. Der Unterſchied iſt nur, daß die Heeres⸗Reor⸗ 
ganiſation jetzt in der Bundesverfaſſung legalifirt ift. 


Shre ebemaligen Gegner. onen aber, nicht mit. ſig ſelen in Conflich, 


wenn fie trotzdem dieſe Verfaſſung nicht ablehnen. Die Erleichterungen, die 
wir früher berlangten, find auch heute noch wünſchenswerlb, jo die zweijährige 
Dienſtzeit, das Avancement der Unteroffiziere, die Auibebung der Militärs 
Gerichtsbarkeit. Aber damols war die ierung ein Hinderniß der preußl⸗ 
ſchen Entwickelung und darum war die äußerſte Oppoſtiſon gegen ſie gerecht⸗ 
fertigt. Wir mit der ungeheuren Mehrheit des Voltes 
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* 


großen Kurfu 


= 


Anti a {et und, wandten | 
alle conftitutionellen Mittel an, dieſe 5 zu 5 zen. Da kam der 
„ d ihm durch en 


und Größe gejübrt (ſehr richtig). Geben Sie dem oberſten Krieg 


\ Arte gemacht, die 


* 
. 2 


= 
E 


den großen Friedrich und die Freiheitskriege vorgezeichnet ift. Es machte auf 
einmal einen Rieſenſchritt in feiner Machterweiterung, die zu feiner Entwicke⸗ 
lung nothwendig it: Der Marasmus, die Unfruchtbarkeit Im Innern und 
die Machtloſigteit nach Außen war vorüber, man ſpürte die treibende Kraft, 
den Wind in den Segeln und nun heißt es: alle Hände an's Werk, damit 
das Schiff ſo weit als moglich komme. Daher die Indemnität ſtatt des er⸗ 
warteten Staatsſtreiches nach den Siegen in Böhmen, daher der Ausfall der 
Wahlen zum Reichstage, durch welchen die Regierung auf ganz conftitutionels 
lem Wege ihren Sieg in der Frage der Heered:Organifation errang und dieſem 
—— des Volkes müſſen wir uns dom demokratiſchen Standpunkte aus 
eugen. 

Als conſequenter Mann könnte ich proteſtiren gegen die Fat und 
die Beſchlüſſe des Volkes. Ich würde nun zwar dabei jagen, daß Preußen 
den gethauen Schritt nicht zurück thun kann ohne Schimpf und Erniedrigung, 
daß wenn mein Votum die Majorität erlangte, der norddeutſche Bund ad 
ealendas Graecas vertagt, daß dies Haus aufgelöſt werden, daß der ſchwerſte 
Confliet mit der Regierung entſtehen müßte, der ſie oder die Volksfreiheit 
zertrümmern würde, und alles das in dem Zeitpunkte des Wendeproceſſes 
unſeres Staates. Ader das alles kümmert mich, den conſequenten Mann, 
nicht: nach mie vie Zerſtörung! So mag ſprechen, wer nach feinem Gewiſſen 
fo ſprechen kann. Auch kamen wir mit unſeren Mitteln gegen die Reorga⸗ 


bare Uferſtücke abriß; iſt es da nicht ein ungeheurer Forlſchritt, wenn die Ver⸗ 
faſſung es endlich einmal canaliſict? Und über vieje mit Opfern durchge⸗ 
führe Canal ſirung wird es der Regierung ſehr ſchwer werden, hinauszukom⸗ 
men. Wir haben ſo lange nach dem deutſchen Vaterlande gefragt, haben im 
ſeichten Fahrwaſſer der Wünſche Luftſchlöſſer gebaut, nach Elſaß, Burgund 
und Lothringen gegriffen, ohne irgend eine reſpectable Kraft hinzuſtellen, die 
und von dem durch das Ausland Deutſchland auferlegten Geſetz befreit hätte; 
— jetzt ſind 30 Millionen Deutſche compact und machtvoll geeinigt. 

Mag das auch der ärgſte Feind unſerer Principien und Anſchauungen zu 
Stande gebracht haben: was er geſchaffen, iſt größer als er ſelbſt und er 
wird zit dem Geſchaffenen wachſen oder ſich ihm beugen müſſen. (Beiſall.) 
Die Streitmittel des Volkes aber find nicht gemindert, ſondern berftärkt. Die 
3 einer gebietenden Macht iſt etwas Anderes als die einer obſcuren 

acht. Mit jener muß man auf dem Fuße der Geſetzlichkeit und Gleichbe⸗ 
rechtigung bleiben, wenn man nicht von der Höhe ſeiner Situation herunter⸗ 
treten will. (Sehr richtig!!) Zu meinem Bedauern muß ich leider conſtatiren, 
daß die Berhältniffe des Polizei: und Feudalſtaates, die alten Rancünen, die 
ſteiſtragigen büreaukratiſchen Anſchauungen, die politiſchen Hetzereien noch fort⸗ 
dauern. Wir haben ſogar im Reichstage vom grünen Tiſch aus von einem 
Miniſter eine Rede gehört, die wahrſcheinlich in dies große Concert hinein: 
klang wie ter ſchrille Ruf eines Nachtwächters. (Heiterkeit) Aber das kann 
uns vicht ſtören, dies Werk anzunehmen. Als Blücher davon ſprach, Na⸗ 
pol on im Falle der Gefangennehmung faſilfren zu laſſen, ſagte ihm Wel⸗ 
lington: wir beide ſind durch die Ereigniſſe viel zu vornehme Leute geworden, 
als daß wir das vor uns und Europa verantworten könnten. So iſt unſere 
Regierung viel zu groß und zu vornehm geworden für die polizeiliche Fliegen⸗ 
fängerei. (Beifall) Sie hat gefiegt durch deutſche Kraft, jo ſtütze ſie ſich 
auch auf den deutſchen Geiſt! Mag der Gallier die Stützen feines Staates 
ſuchen in Polizei, Reglements und Bigotterie, der Germane findet ſie ganz 
allein in Zutrauen und in Freiheit. (Lebhafter Beifall.) 

a Antrag = 1525 
discuſſion wird abgelehnt. 

Abg. Dr, Jacoby: M. H., dem norddeutſchen Parlament ſteht eben jo 
wenig wie dieſem hohen Haufe das Recht zu, die politiſche Theilung Deutch 
lands zu deccetiren. Im Intereſſe aller der Deutſchen, die hier wie in dem 
ſogenannten Reichstage nicht vertreten ſind, lege ich Verwahrung dagegen ein. 
„Der vorliegende Verſaſſungsentwurf des norddeutſchen Bundes hebt die wer 
ſentlichen conftitutionellen Rechte des preußiſchen Volks auf. Deshalb ver⸗ 
werfe ich ihn. Was ich vor wenigen Monaten ausgeſprochen, daß die Waf⸗ 
ſenthaten des preußiſchen Volkes weder der Freiheit zu Gute kommen noch 
dem deutſchen Vaterlande Hell bringen werden, iſt nur zu bald in Erfüllung 

egangen. (Oho! rechts. Bravo! links.) Sie, meine Herren, haben den 
. niſtern Indemni e für ein Jahr lang fortgeſetztes verfaſſungs⸗ 
widriges Reglement. Sie haben die wider den Willen des Volkes eingeführte 
Militärorganiſation anerkannt. Sie haben der gewaltſamen Aneignung deut⸗ 
ſchen Bundesgebietes bereitwillig Ihre Zuſtimmung ertheilt. Damit noch, 
nicht zufrieden, verlangt man jetzt von Ihnen, Sie ſollen Verzicht leiſten auf 
conſtitutionelle Rechte, die das preußiſche Volk lange Jahre hindurch ſehn⸗ 
ſüchtig erftrebte, für deren Aufrechterhaltung die Meiſten von Ihnen Jahre 
lang mannhaft Rena haben, — in aller Form Rechtens follen Sie ver: 
zichten auf Ihre Verfaſſungsrechte nicht etwa zu Gunſten einer größeren Staats⸗ 
gemeinſchaft eines deutſchen Volksparlamentes, ſondern zu Gunſten des abſo⸗ 


ee za iſt es kein Zweifel, Sie werden 
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noch und der begrabene deutſche Bundestag wird hier a 
preußiſcher Militärdictatur feine Auferſtehung feiern. (Links: Sehr ia 9 
Ich weiß ſehr wohl, m. H., die Geſchäfte des Hauſes ſollen raſch er 1 90 
werden; ich weiß, Sie haben Eile mit der Krönung Ihres Werſes. Ich w 5 e 
bre Arbeiten nicht durch nutzloſes Reden verzögern. (Bravo!) Für daß wi 
flicht aber halte ich es, vor Mit und Nachwelt Zeugniß abzulegen, ba 1 ® 
in dem preußiſchen Volke noch Männer giebt, die undeirrt durch den Glanz 
kriegeriſchen Ruhmes, es verſchmähen, den Thatſachen unbedingt Ne zu 
tragen, Männer, die nicht gewillt ſind, Verfaſſungsrecht wie Freihe Na. 
Trugbilde nationaler Macht und Ehre zu opfern. In meinem und im f a⸗ 
men meiner Wähler proteſtire ich im Voraus gegen einen Beſchluß, der r 
preußiſchen Volke das Aergſte zumuthet, was man einem Volte zumuthen 
kann: die Schmach freiwilliger Knechtſchaft. (Bravo! links.) Rechts⸗ 
M. H., Ben Sie mir, als einem der älteften Kämpfer für den 1 5 
ftaat in Preußen, geſtatten Sie mir zum Schluß noch ein kurzes 9 er 
Mahnung. Täuſchen Sie Ah nicht Über die Folgen Wa Beſchluſſes N a 
kümmerung der Freiheitsrechte hat noch niemals ein Volk zu em ir 2 
ſolute Machtvollkommenheit und Sie proclamiren zugleich den lade 
Deutſchland, in ſtaatlicher Freiheit geeint, iſt die ſicherſte Bürgſchaft für den 
Frieden Europas (ſehr richtig!); unter preußiſcher Militärherkſchaft des Ve⸗ 
iſt Deutſchland eine beſtändige Gefahr far die Nachbatvölker (Ohe), der 5 
ginn einer Kriegsepoche, die uns in die traurigſten Zeiten des Fauſtrechtes 
urückzuwerfen droht. 11 5 Preußen, möge das deulſche Vaterland vor 
ſolchem Unheil bewahrt bleiben. (Bravo. bi 
Abg. Graf zu Eulenburg: Dem Herrn Vorredner zu anlworlet + 
ich wohl überhoben, da ihm nach feiner eigenen Ausſage die unerläßlice 
Eigenſchaft des politiſchen Mannes abgeht, den Thatſachen Rechnung zu alen 
Nur don feinen letzten Worten muß ich ſagen, daß ſie, wie ich fluchte, E 
einer andern Stelle Anklang finden werden, als er es beabſichtigt hat. Er 
ſagte, daß das geeinigte Deutſchland eine Kriegsgefahr für Europa ſei. u: 
— . — Zur Sache ſelbſt, glaube ich, find wir des Reſullates unſerer 
erathung durchaus fiher und können raſch fein, nicht aus Webereilung, ſon⸗ 
dern weil das Werk reif iſt. Auch ich und meine Freunde haben in der Var 
faſſung des Bundes Manches anders gewünſcht, wie unſere Anträge, J. 
der auf Verlängerung der Legislaturperiode bewieſen haben. Aber Nadie 
bigkeit muß von allen Seiten gefordert und gewährt werden. Das Budgel⸗ 
recht iſt aber nicht, wie der Abg. Waldeck ſagte, aufgegeben, ſondern an 
einer Beziehung einigermaßen beſchränkt worden und das nicht aus abſolu 
tiftiihen Gelüit, ſondern damit die Fundamentaleinrichtungen des Staates im 
Aller Intexeſſe nicht jährlich in Frage geſtellt werden. Möglich, daß 1 
Einzelnen irren, aber ſicher find die im Irrthum, welche dem Genius de 
deutſchen Volkes nicht vertrauen. 5 101 
Ein erneuter Antrag auf Schluß wird wiederum abgelehnt, der Ruf na 
Vertagung vom Präſidenten nicht beachtet. i Ko 
Abg. v. Zoltowski legt wiederholt die Stellung der Polen zu 4 
norddeuiſchen Verfaſſungswerke im Sinne feines Ci legen Kantak im Bas 65 
dar, ohne jedoch einen Brote N erheben. Er erinnert daran, daß das Gro 
herzogthum Poſen für die E f 
15 Sabre hindurch habe büßen müſſen, und daß es kein Zufall fei, wenn 2 
Bus nennen die Laxemburger Frage aus ihrem Schlummer er 
eckt habe. 
Abg. Dr. Jacoby: Der Abg. Graf zu Eulenburg hat mir ＋ a 
id keineswegs verdiene. 36 habe gejagt, daß es no 
nner giebt, die es verſchmähen, den Thaiſachen unbedingt, d. h. au 
Roſten der Gru ats des Rechtes und der Freiheit Neat zu Bir 
Und ferner: das in Freiheit geeinigte Deutſchland iſt die ſicherſte Bülg⸗ 
Naht für den Frieden Europa 's, Norddeulſchland dagegen unter preußiſcher 
Miltarherrſchaft eine beſtändige Gefahr für alle Nachbarvölker. 8 
„Graf zu Eulenburg verſichert, den Herrn Vorredner ganz jo ver⸗ 
— zu haben, wie 0 045 5 zu fein mint dan er . — 
ung trotzdem au Dr. Jacoby repli U 
eentig verändert wiedergegeben habe und daß das ain Unredit ſei. 


2 


9 
Am 3 Uhr wird die Sitzung bertagt. Nächſte Sitzung Dinstag 10 Uhr. 
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# Berlin, 6. Ma. [Petitionen gegen die norddeutſche 
Verfaſſung.] Von Breslau und vier andern Städten find bei 
dem Abgeordnetenhauſe die Petitionen eingegangen, welche in gleichem 
Wortlaut die norddeutſche Bundesverfaſſung mit der preußlſchen Ver⸗ 
faſſung für unvereinbar erklaren und mit dem Satze ſchließen: nur ein 
freies Volk ſei ein mächtiges Volk. Dieſe Petition, welche im Breslauer 
Wahlverein bekanntlich von Herrn Dr. Steuer u. A. empfohlen und 
von der Majorität der aus 70 bis 80 Mitgliedern beſtehenden Ver⸗ 
ſammlung angenommen wurde, iſt bis jetzt mit acht und dreißig 
Unterſchriften) verſehen. Aus Königsberg ſind 111, aus Elbing 69, 
aus Raſtenburg und Gerdauen 73, aus Marienburg 23 Unterſchriften 
eingegangen. 

[Das Reichstags: Mitglied Herr v. Vaerſt!; hat an feine 
Wähler folgenden Rechenſchafts⸗Bericht gelangen laſſen: 

{ Berlin, im April 1887, 
Mit dem nunmehr ſtattgehabten Schluß des Reichstages fällt zugleich das 


mir übergebene Mandat in die Hande meiner Wähler zuruck. Meinem Abs 
ſchiedsworte füge ich das des Dankes hinzu für das mir wiederholt bewieſene 


niſation nicht auf, das Heeresbudget wurde zum reißenden Strom, der furcht⸗ Vertr. 


ertrauen. 

Die aus der Berathung hervorgegangene und von den Bundes⸗Regierun⸗ 
gen angenommene Verfaſſung liegt jetzt der Beurtheilung des Volkes vor, 
und wenn auch leider nicht alle Wünſche erfüllt wurden, fo iſt doch der größte 
Fah deutſcher Nation zu Schutz und Trutz vereint unter Preußens kräftiger 

rung. f . - 

Den Geſichtspunkten, wie ich fie den Wählern perſönlich entwickelte, bin 
ich durch alle Abſtimmungen treugeblieben. — Die Diätenfrage hat nicht die 
Majorität erhalten. — Während einer unerläßlichen Uebergangsperiode, welche 
zur Befeſtigung der Militär⸗Einrichtungen des Bundes dienen ſoll, entzieht 
ſich der Militär⸗Etat der B rathung des künftigen Reichstages bis 31. Des 
zember 1871, aber von da ab tritt auch dieſer Theil des Budgets nach Art. 62 
dieſer Verfaſſung wieder in Kraft. 

Nach ſtrenger und gewiſſenhafter Prüfung habe ich um dieſer beiden Punkte 
die Ablehnung der Verfaſſung nicht über mich gewinnen können, ſondern habe 
derſelben ſchließlich meine Zuſtimmung gegeben, im Hinblick des jo lange an⸗ 
geſtrebten, endlich erreichten Zieles: der Wiedervereinigung Deutſchlands, da 
nach der des Nordens der Süden die Bruderhand uns bald reichen wird, 
wodurch die Geſammtheit unſeres großen Vaterlandes allen Stürmen trotzen kann. 

Und fo möge denn der künftige Reichs ag mit der jetzt gewonnenen Eini⸗ 

ung der deutſchen Stämme auch die weiteren Freiheiten verbinden, welche die 
ölker zu allen Zeiten mächtig und glücklich gemacht haben. Baron v. Vaerſt. 

[Der Abgeordnete Dr. Lüning! richtet unter dem 4. Mai 
an den Vorſtand des vierten Berliner Wahlbezirks folgendes Schreiben: 

„Sehr geehrte Herren! Aus dem mir gütigſt mitgetheilten Beſchluß, wel⸗ 
chem, nach den Berichten der öffentlichen Blätter, der bei Weitem größte 
Theil der am 30, April im Saale des Handwerkervereins anweſenden Mahl: 
männer zuſtimmte, erſehe ich zu meinem lebhaften Bedauern, daß ich mich 
mit dieſen nicht mehr in politiſcher Uebereinſtimmung befinde, und zwar 
wegen meiner Betheiligung an der Gründunz der nationalliberalen Partei. 
a ich ſeit den Wahlen von 1861 unausgeſetzt die Ehre gehabt habe, den 
4. Berliner Wahlbezirk zu vertreten, jo hätte ich vielleicht einigen Anſpruch 
darauf machen dürfen, borher wenigſtens gehört zu werden. Sie, meine 
geehrten Herren, haben das für überflüffig gehalten, und vielleicht wäre auch 
das Endreſultat dadurch nicht geändert worden. Nach welterſchütternden Er⸗ 
eigniſſen, wie ſie hinter uns liegen, inmitten einer völligen Umgeſtaltung der 
fiaatlihen Organiſation Deutſchlands, die vom Auslande nicht gerade mit 
fteunplichen Blicken begleitet wird, iſt es ſehr erklärlich, daß ſich auch 
innerhalb der Parteien derſchiedene Meinungen über die Mittel und Wege 
bilden, durch welche die gewonnenen Reſultate für das Vaterland ver⸗ 
werthet und geſichert werden ſollen. Dieſer Proceß hat ſich im dalle Lunde 
vollzogen; es wäre zu verwundern, wenn der vierte Berliner Wahlbezirk da⸗ 
von unberührt geblieben wäre. Mir erſchien nun als die dringendſte Aufs 
gabe der Gegenwart die Weiterführung und Vollendung der begonnenen Eini⸗ 
gung Deutſchlands durch Preußen. In der Förderung dieſes großen Zieles 
durfte man ſich meiner Ueberzeugung nach durch keinerlei untergeordnete Rück⸗ 
ſichten behindern laſſen. Man durſte ſich auch nicht verhehlen, daß daſſelbe 
ohne Opfer von allen Seiten niemals erreicht werden würde. Man mußte 
nur genau prüfen, ob der gebotene Preis der geforderten Opfer werth ſei und 
ob er auch ohne dieſelben errungen werden könnte. In dieſem Sinne habe 
ich nach reiflicher Erwägung gehandelt und ee und werde das auch 
ferner thun. Bei aller in manchen Punkten gebotenen Reſignation bin 
ich den ene Anſchauungen und Ueberzeugungen, die ich mein ganzes 
Leben hindurch trotz alledem und alledem gebegt habe, treu geblieben 
und werde ihnen ſtets treu bleiben. Daß für mich keinerlei Neben⸗ 
rückſichten exiſtiren und exiſtiren können, das glauben auch Sie, meine geehr⸗ 
ten Herren, mir gewiß ohne denen Waß Sonſt hätten Sie mir ſicher nicht 
die Ehre erwieſen, bei verſchiedenen Wahlen während der letzten ſechs ftürmi- 
ſchen Jahre für mich zu ſtimmen. — Ich habe in den Zeitungen eingehende 
Berichte Über jene Verſammlung vom 30. April geleſen. Aus dem mir über⸗ 
ſandten Beſchluß muß ich nun freilich die ſchmerzliche Ueberzeugung ſchypfen, 
daß ich auf die Stimmen derer, die ihn faßten, nicht werde rechnen dürfen, 
falls wir uns noch einmal an der Wablurne begegnen ſollten. Im Hinblid 
auf das Stimmenverhältniß bei den früheren Wahlen darf ich aber doch wohl 

offen, daß ich mich noch immer mit ſehr vielen meiner geehrten Wahlmänner 
in politiſcher Uebereinſtimmung befinde.“ 


Gewinn-Lifte der 4. Klaſſe 135. königl. preuß. Klaſſen⸗Lotterie. 
Nach dn Bericht 1 Per Nach, Neue en 43, 1 
ohne Gewähr. 
0 (Aus dem Berliner Fremden⸗ und Anz.⸗Blatt.) 
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98, 947. 9064 (100). 179, 212. 326. 36. 451. 500; 44. 45. 69. 714, 
26. 49. 65. 931. N 


) Man war bisher gewöhnt, von Breslau aus Petitionen und Adreſſen 
mit Tauſenden von Unterſchriften abzuſenden. Seldſt die in der Zeit 
des Druckes der ſchlimmſten Reaction abgeſandte Adreſſe in der italieni⸗ 
ſchen Frage zählte 322 Unterſchliften. D. Red. 
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Perl, 2. Mai. [Das Geſchäft im Pferdehandel] hier an 
der franzöſiſchen Grenze, welches ſeit Ende des vorjährigen Feldzuges 
beſonders flau genannt werden mußte, hat ſeit einigen Tagen einen 
lebhaften Umſchwung genommen; man kann fagen, daß der Preis inner ⸗ 
halb 14 Tagen um 12—15 pCt. gefliegen iſt. Die Händler durch⸗ 
ziehen mit einer gewiſſen Eilfertigkeit die Dörfer und reichen Gehöfte 
unſerer Gegend und kaufen vorzugsweiſe die ſtärkſten und kräftigſt ges 
bauten Exemplare. N 
ſich gehoben, bringt man dieſe lebhafte Nachfrage mit den franzöſiſchen 
Kriegsrüſtungen in Verbindung und will ſogar wiſſen, daß ein reicher 
Händler aus Luxemburg mit dem franzöſiſchen Gouvernement einen 


Vertrag zur Lieferung von 25,000 Stück Train⸗ und Artilferiepferden 
abgeſchloſſen habe. Wir geben indeß — fügt die „Tr. at vorſichtig 


hinzu — die letztere Nachricht mit aller gebotenen Vorſich 
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Oeſterreich. N 
e Aus Weſtgalizien, 5. Mai. [Abſichten und Vorſchläge 
der polniſchen Nationalpartei. — Die Ausſtellung in Mods 
kau und die „Gazeta narodowa“. — Getreidekäufe für Ruß⸗ 
land.] Seit dem Auftauchen der jüngſten Kriegsgerüchte find hier die 
Führer der polniſchen Natlonalpartei wieder auffällig regſam gewor⸗ 
den. Ein gewiſſes Comite in Krakau, deſſen politiſche Wirkſamkeit 
von der öſterreichiſchen Regierung nicht geſtoͤrt wird, verkehrt ſehr eifrig 
mit dem Fürſten Czartoryski und anderen hervorragenden Parteihäup⸗ 
tern, wobei es vornehmlich um die Löſung der Frage ſich handelt, welche 
Stellung Galizien einzunehmen hätte, falls der Krieg zwiſchen Preußen 
und Frankreich doch zum Ausbruch käme und auch Oeſterreich in den 
Conflict hineingezogen würde. — Zumal hat aber hier das von den 
Journalen jüngſt verbreitete Gerücht, Graf Bismarck habe mit dem 
Fürsten Gortſchakoff eine Conferenz gehabt und jenem eventuell eine 
ruſſiſche Truppenaufſtellung an unſerer Grenze gegen Oeſterreich ver⸗ 
ſprochen, große Senſation erregt. Man gab ſich nicht die Mühe, ab⸗ 
zuwarten, ob der Inhalt jener Nachricht auch wirklich ſich beftätige, 
ſondern man forderte in unſeren nationalen Kreiſen ſofort, die öſter⸗ 
reichiſche Regierung ſolle ſchleunigſt die umfaſſendſten Vorkehrungen gegen 
die angedrohte „preußiſch⸗ruſſiſche Invaſton“ treffen. Unter ſolchen Vor⸗ 
kehrungen verſteht man hier die Bewaffnung aller kriegstüchtigen Leute 
Galiziens, welche als polniſche National⸗Armee im Vereine mit den 
öſterreichiſchen Truppen den Krieg nach dem Königreich Polen verpflan⸗ 
zen — und dieſes ſelbſtverſtändlich wieder herſtellen ſollen. Ich kann 
Sie ſogar vetſichern, daß hier gewiſſe Perſonen ähnliche Vorſchläge in 
den Wiener Regierungskreiſen gemacht und für die ganze Wehrkraft der 
polniſchen Nation eingeſtanden, falls Oeſterreich die polniſche Sache gegen 
Rußland ernſtlich in die Hand nehmen wolle. Vor der Hand werden 
indeß dieſe Kriegsluſtigen ſich wohl noch etwas gedulden müſſen. — 


Großes Unbehagen verurſacht hier unter den polniſchen Führern dle W 


ſlawiſch⸗ethnographiſche Ausstellung in Moskau, welche auch zahlreiche 
gallziſche Ruthenen — zumal griechiſch⸗kathollſche Prieſter — beſuchen 
werden. Das Central⸗Comite jener Ausſtellung in Moskau hat der 
rutheniſchen „Beſeda“ (Caſmo) in Lemberg eine große Zahl Frei⸗ 
karten zur Reiſe nebſt der Erklärung überſandt, daß zur Aufnahme der 
„ruſſiſchen Brüder aus Galizien“ alles auf Koſten des Comite's vor: 
bereitet ſei. Die „Gazeta Narodowa“ — Organ unſeres Statthalters, 
Grafen Goluchowoki, bemerkt dagegen, „jene Ausſiellung habe keinerlei 
ethnographiſchen Werth, ſondern ſei nur eine Zuſammenkunft widerwär⸗ 
tiger Phyſiognomien und Greaturen jener ſlawiſchen Stämme, welche 
ohne Mandat ganze Völker unter den Abſolutismus unſlawiſcher Zaren 
ſtellen wollen“. — Die Ankäufe von Mehl, Getreide und Hafer für 
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Vorträge und Vereine. 

J. R. Breslau, 6. Mai. [Club der Landwirthe.] Am letzten Sonn⸗ 
abend ſprach der Director des 1 Büreaus über die Fortbildung 
der Pflanzen höherer und niederer Ordnung in vergleichender Weiſe zu einander 
und erläuterte ſeinen Vortrag durch mikroſkopiſche Demonſtrationen. Hierauf 
wies er durch Präparate die Zuſammenſetzung, das Wachsthum und die 
Bildung des Haares nach, an welchen Vortrag er noch Demonſtrationen über 
die Unterſcheidungszeichen reſp. Verfälſchungen von Wolle und Seide als 
thieriſche Faſer einerſeits und über die Verfälſchung von Leinen mit Baum⸗ 
wolle als begetabiliſche Gebilde andererſeits anknüpfte. An einem der nächſten 
noch näher zu beſtimmenden Tage wird Herr Dr, Werner einen Vortrag 
über die geſchichtliche Entwickelung der Chemie mit beſonderer Berückſichtigung 
der Agricultur halten. 


& Breslau, 6. Mai. [Chriſtkatholiſche (freie) . In 
dieſen Tagen wurden die Sonntage feſtgeſetzt, an denen, da der Proceß noch 


en 
immer nicht zu Ende iſt, der aber hoffentlich in kürzeſter Zeit feinen Abschluß 
finden wird, immer noch im Saale der Humanität die nächſten Erbauungen 
ſtattfinden werden. Es ſind dies der 19. Mai (Sonntag nach dem Bußtage), 
der zweite Bftnoftfeiertag, an welchem zugleich die Erinnerung an den am 
17. Juni 1859 geſtifteten Bund der freien veligidfen Gemeinden Deutſchlands 
begangen werden wird, und der 30. Juni, wo das alljährliche Kinderauf⸗ 


nahmefeſt ſtattfindet. Eine Feſtſetzung dieſer Tage that um ſo mehr noth, N 


als Herr Hofferichter durch den Verluſt Hrn. Eug. Vogtherr's abermals 
die Verpflichtung überkommen hat, für das religidſe Bedücfniß auswärtiger 
ſchleſ. Gemeinden thaͤtig zu fein; deshalb verweilte er 3. B. geſtern in Jauer, 
und mußte die Gemeinde ſeine Anſprache bei Beerdigung ihres Mitgliedes 
Bernadelli entbehren. An ihm hat noch der Handwerkerverein einen ſei⸗ 
ner Gründer verloren, wie er überhaupt das lebendigſte, aufopferndſte In⸗ 
tereſſe an allen humanen und volksthümlichen Beſtrebungen nahm, bis ihn 
feine Krankheit zum Nimmererholen niederwarf. Hr. Hüllebrandt widmete 
ſeinem Andenken als Vorſitzender des Handwerkerbereins und Gemeindegenoſſe 
einige ſchlichte anerkennende und tröſtende Worte. — Den meiften Gemeinde: 
2 — wird es intereſſant ſein, zu erfahren, daß der aus der Zeit ſeines 
ieſigen Aufenthaltes wohlbekannte Herr G. Schäfer aus Oberſchleſien, der 
während ſeiner Studienzeit vielfach mit der Gemeinde verkehrte und dann 
nach Berlin ging, um ſeine Studien fortzuſetzen, 2. Prediger der Berliner freien 
Ariltatbolüſcen Gemeinde geworden iſt. da der eigentliche Prediger G. Th. 
islicenus oft durch Krankheit verhindert wurde. Auch den älteren Mit⸗ 
ee des Handwerkervereins wird der ſtrebſame Stud. G. Schäfer durch 
Vorträge und Debatten noch in — Andenken ſtehen. Mehr neue Kräfte! 
iſt ja ſtets Wunſch und Bedürfniß aller ſtrebenden Gemeinſchaften! 


Breslau, 6. Mai. [Handwerkerverein.] Das Programm der 
am Sonnabend ſtattgefundenen geſelligen Abendunterhaltung war in Rüchſicht 
auf das am Schluſſe harrende „Tanzvergnügen“ ſehr verkürzt, ſo daß es be 
reits um 10% Uhr abgeſpielt war. Vorwiegend war diesmal die Geſangs⸗ 
klaſſe thätig, die allerdings nur ſpärlich vertreten war; ſie trug vier Piecen 
vor, unter denen „der luſtige Muſikant“ beſondere Heiterkeit erregte. Das 
ernste Element war durch Körners „Was uns bleibt“ repräſentirt, das heitere 
durch den humoriſtiſchen Vortrag „der Hausſchlüſſel“ (von Theodor Döring); 
es gipfelte aber in dem „boſe Zungen“ überſchriebenen Schwank des Vereins⸗ 
mitgliedes A. Freyhan, beſonders durch die auffallendſte Coſtümirung der fünf 
Inſpec⸗ und andern — torinnen ꝛc., welche die Hauptrollen ſpielten. Dann 
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Berliner Börse vom 6. Mai 1867. 
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24 r. bez. Juli⸗Aug. 18%—% 
Aug.⸗Sept. 18% - % Thlr. bez., Septbr.⸗Oct. 187% Thlr. bez. 
Breslau, 7, Mai, Wind: Oft. Wetter: Schön. mo 7 
Früb 6 Grad Wärme. Bei porherrſchend matter Stimmung 5 Geireibe 
Vreife am heutigen Markte niedriger, der Geſchaftsverkehr blieb beſchränkt. 
Weizen wurde beschränkt beachtet, pr. 84 fd. ſchleſt cher weißer 
106 Sgt., geibe 94-104 Sgr. ſeinſte Sorte 3-3 Sgr. fiber Notiz bezahlt, 
galitziſcher und polniſcher weißer 93 104 Sgr., gelber 93—102 Sgr., fei 
über Notiz bezahlt, — Roggen wurde billig pr. 
feinfte Sorten über Notiz bez. chwach 
le 50 62 Sar., gelbe 52 —56 Sgr. orten 
Noti; bezahlt. — Hafer Leun be, 50 Pfr. ſchlefſcher 4043 Sgr., 


ſchwach beachtet, pr. 50 Pfd. gelbe 38-44 Sgr., blaue 40 bis 44 Sgr. — 
Schleſiſche Bohnen wenig beachtet. — Sie nein gute Rauftuft. — 
Kapskuchen beachtet, 51 bis 53 Sgr. pr. Ctnr. 
Zr. pr. Schfj. Sgr. pr. S . 

Weißer Weizen 5 10-10% Bohnen . 4 . , 70 2 
zu Weizen — 78.8197 ao dne 150 Pfd. Brutto. 
oggen ads ag⸗Leinſaat .. 170- 190—200 
Gerſte. 5.—57/—62 Winter⸗Aaps 175—188—196 
5 3 —.— a 11 * 

e g ommer⸗Rübſen. .. 142-—-150—160 - 

den nee 50—53—56 Leindotte 136 140-158 


en faat ohne Umſg th T 
erſaa rothe 12—15 Thlr., eine über = 
Si er 
— „pr. be. 
Kartoffeln vr. Sad a 150 Pfd. Netto 34—44 Sgr. Mete 2—23/ Sar. 


F a 4642] 
einwandhandlung, Schmiedebrücke Nr. 10, 


Oberbemd , * Sgr. 1 Thlr., 194, 2 und 2% Thlr. 


aſchkow, L 


in Leinen und Shirting nur unter Garantie 


OSberhemden des Gutſitzens Liefert zu herabgeſeßten 1 


ie Wäſcheſabrik von a 0 
die Bei lungen bitte, die u e a 
Zu Ausſtattungen 


— . — — nn nn nn 
. FEN 
empfiehlt ſich die große geinwand Handlung und Waſche⸗ Fa 4 


von Ed. Bielschowsky jr. | 
agen'ſchen Locale. 
Verantwortlicher R : Dr, Stel Sr 
Druck von Gras, Barth uad Coup. OB. Frede) in Breslau · 5 


* 


8 5 7 


